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Gesetzgebungsverfahren 
Art. 294 AEUV 

Vorschlag KOM(2011) 896 
20.12.2011 | cepAnalyse 

Rat: Allgemeine Ausrichtung 
10.12.2012 

EP: Ausschussbericht 
18.12.2012 

EP-Ausschuss: Bestätigung 
Trilogergebnis 

05.09.2013 (noch nicht veröffentlicht) 

Schwellenwert für die 
Ausschreibungspflicht 

Der Schwellenwert für die Ausschrei-
bungspflicht für soziale Dienstleistun-
gen beträgt 500.000 Euro (Art. 4). 

Der Schwellenwert für die Ausschrei-
bungspflicht für soziale Dienstleistun-
gen beträgt 750.000 Euro (Art. 4). 

Wie Rat. Wie Rat. 

Ausnahmen von der Aus-
schreibungspflicht 

Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn er von einem 
öffentlichen Auftraggeber an eine 
durch ihn kontrollierte juristische Per-
son vergeben wird, sofern 
- die juristische Person mind. 90% 

ihrer Tätigkeiten für den öffentli-
chen Auftraggeber ausübt und 
 

- keine private Beteiligung an der ju-
ristischen Person besteht (Art. 11 
Abs. 1). 

 
 
 
 
 
 
Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn öffentliche 
Auftraggeber Aufgaben gemeinsam 
durchführen, sofern 
- für die Zusammenarbeit ein öffentli-

ches Interesse besteht und 
- sich daraus wechselseitige Rechte 

und Pflichten ergeben und 
 
 
 
- keine private Beteiligung an einem 

der öffentlichen Auftraggeber be-
steht und 

 

Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn er von einem 
öffentlichen Auftraggeber an eine 
durch ihn kontrollierte juristische Per-
son vergeben wird, sofern 
- die juristische Person mehr als 80% 

ihrer Tätigkeiten für den öffentli-
chen Auftraggeber ausübt und 
 

- keine private Kapitalbeteiligung an 
der juristischen Person besteht 
(Art. 11 Abs. 1). 

 
 
 
 
 
 
Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn öffentliche 
Auftraggeber Aufgaben gemeinsam 
durchführen, sofern 
- für die Zusammenarbeit ein öffentli-

ches Interesse besteht und 
- sich daraus wechselseitige Rechte 

und Pflichten ergeben und 
 
 
 
- keine private Kapitalbeteiligung an 

einem der öffentlichen Auftraggeber 
besteht und 
 

Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn er von einem 
öffentlichen Auftraggeber an eine 
durch ihn kontrollierte juristische Per-
son vergeben wird, sofern 
- die juristische Person mind. 80% 

ihres durchschnittlichen Gesamt-
umsatzes für den öffentlichen Auf-
traggeber ausübt und 

- keine private Beteiligung an der ju-
ristischen Person besteht, außer sie ist 
nicht beherrschend oder gesetzlich 
vorgeschrieben und hat keinen Ein-
fluss auf die Entscheidungen des 
kontrollierenden öffentlichen Auf-
traggebers (Art. 11 Abs. 1). 

 
 
Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn öffentliche 
Auftraggeber Aufgaben gemeinsam 
durchführen, sofern 
- für die Zusammenarbeit ein öffentli-

ches Interesse besteht und 
- sich daraus wechselseitige Rechte 

und Pflichten ergeben zur Erfüllung 
einer gemeinsamen öffentlichen 
Aufgabe oder zur Zusammenle-
gung von Ressourcen und 

- keine private Beteiligung an einem 
der öffentlichen Auftraggeber be-
steht, außer sie ist nicht beherr-

Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn er von einem 
öffentlichen Auftraggeber an eine 
durch ihn kontrollierte juristische Per-
son vergeben wird, sofern 
- die juristische Person mehr als 80% 

ihrer Tätigkeiten für den öffentli-
chen Auftraggeber ausübt und 
 

- keine direkte private Kapitalbeteili-
gung an der juristischen Person be-
steht, außer sie ist nicht beherr-
schend und gesetzlich vorge-
schrieben und hat keinen maßgeb-
lichen Einfluss auf die Entschei-
dungen des kontrollierenden öffent-
lichen Auftraggebers (Art. 11 Abs. 1). 
 

Ein Auftrag muss nicht EU-weit ausge-
schrieben werden, wenn öffentliche 
Auftraggeber Aufgaben gemeinsam 
durchführen, sofern 
- für die Zusammenarbeit ein öffentli-

ches Interesse besteht und 
- die öffentlichen Aufgaben darauf 

gerichtet sind, gemeinsame Ziele zu 
erreichen, und 
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- die öffentlichen Auftraggeber höchs-

tens 10% der Tätigkeiten, denen die 
Zusammenarbeit gilt, auf dem Markt 
ausüben und 

- zwischen den öffentlichen Auftrag-
gebern nur die Rückzahlung der tat-
sächlichen Kosten erfolgt (Art. 11 
Abs. 4). 

 
 
 
 
 
- die öffentlichen Auftraggeber weni-

ger als 20% der Tätigkeiten, denen 
die Zusammenarbeit gilt, auf dem 
Markt ausüben und 

- zwischen den öffentlichen Auftrag-
gebern nur die Rückzahlung und 
Umverteilung der Gelder erfolgt 
(Art. 11 Abs. 4). 

schend oder gesetzlich vorge-
schrieben und hat keinen Einfluss 
auf die Entscheidungen des kontrol-
lierenden öffentlichen Auftraggebers 
(Art. 11 Abs. 4). 

 
 
 
 
 
- die öffentlichen Auftraggeber weni-

ger als 20% der Tätigkeiten, denen 
die Zusammenarbeit gilt, auf dem 
Markt ausüben (Art. 11 Abs. 4). 

Verfahrensarten für Aus-
schreibungen 

Das Verhandlungsverfahren und der 
wettbewerbliche Dialog sind insbe-
sondere anwendbar, wenn  
- Bauleistungen geplant oder ausge-

führt werden, 
- Bauleistungen zu Innovations- und 

Versuchszwecken durchgeführt wer-
den oder 

- Waren und Dienstleistungen tech-
nische Spezifikationen erfüllen müs-
sen, die der öffentliche Auftraggeber 
nicht genau angeben kann (Art. 24). 

 
 
 
 
 
 
 
Das Verhandlungsverfahren ohne vor-
herigen Aufruf zum Wettbewerb ist 
insbesondere anwendbar, wenn eine 
Veröffentlichung aufgrund höherer 
Gewalt zeitlich nicht möglich ist 
(Art. 30). 

Das Verhandlungsverfahren und der 
wettbewerbliche Dialog sind insbe-
sondere anwendbar, wenn Bauleis-
tungen, Waren und Dienstleistungen  
- zu Planungs- oder Innovationszwe-

cken durchgeführt werden, 
- technische Spezifikationen erfüllen 

müssen, die der Auftraggeber nicht 
genau angeben kann oder 

- nur durch Anpassung verfügbarer 
Lösungen erfüllt werden können 
(Art. 24). 

 
 
 
 
 
 
 
Das Verhandlungsverfahren ohne vor-
herigen Aufruf zum Wettbewerb ist 
insbesondere anwendbar, wenn eine 
Veröffentlichung aufgrund von Ereig-
nissen, die für den Auftraggeber 
unvorhersehbar sind, zeitlich nicht 
möglich ist (Art. 30). 

Das Verhandlungsverfahren und der 
wettbewerbliche Dialog sind insbe-
sondere anwendbar, wenn  
- Bauleistungen geplant oder ausge-

führt werden, 
- Bauleistungen zu Innovations- und 

Versuchszwecken durchgeführt wer-
den, 

- Waren und Dienstleistungen tech-
nische Spezifikationen erfüllen müs-
sen, die der Auftraggeber nicht genau 
angeben kann, 

- Bauleistungen, Waren und Dienst-
leistungen nur durch Anpassung ver-
fügbarer Lösungen erfüllt werden 
können oder 

- wissensbasierte Dienstleistungen 
bestellt werden (Art. 24). 

 
Wie Rat. 

Wie Rat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie Rat. 
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Nutzung der Auftrags-
vergabe für gesellschaft-
liche Ziele 

Der Auftraggeber kann insbesondere 
Sozial- und Umweltbelange für die 
Ausführung eines Auftrags festlegen 
(Art. 70). 
 
 
 
 
Der Auftraggeber kann einen Anbieter 
von der Teilnahme ausschließen, wenn 
er gegen europäische oder internati-
onale sozial-, arbeits- und umwelt-
rechtliche Vorschriften verstößt 
(Art. 54, 55, 69). 

Der Auftraggeber kann insbesondere 
Sozial- und Umweltbelange für die 
Ausführung eines Auftrags festlegen, 
sofern diese mit dem Auftragsgegen-
stand zusammenhängen (Art. 70). 
 
 
 
Der Auftraggeber kann einen Anbieter 
von der Teilnahme ausschließen, wenn 
er gegen europäische, nationale oder 
internationale sozial-, arbeits- und 
umweltrechtliche Vorschriften ver-
stößt (Art. 54, 55, 69). 

Der Auftraggeber kann Sozial-, Um-
weltbelange sowie wirtschafts-,  
innovations- und beschäftigungsbe-
zogene Belange für die Ausführung 
eines Auftrags festlegen, sofern diese 
mit dem Auftragsgegenstand zu-
sammenhängen (Art. 70). 
 
Wie Rat. 

Wie EP-Ausschussbericht. 
 
 
 
 
 
 
 
Wie Rat. 
 

Erleichterter Zugang von 
kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU) 

Um KMU den Zugang zu Vergabever-
fahren zu erleichtern, darf ein vom Auf-
traggeber vorgegebener Mindestjah-
resumsatz das Dreifache des Auf-
tragswerts nicht überschreiten (Art. 56). 
 
Anbieter können dem Auftraggeber 
anstelle von Dokumenten einen von 
einer nationalen Behörde auszustel-
lenden „Europäischen Pass für die 
Auftragsvergabe“ als Nachweis vorle-
gen, dass weder ein Insolvenz- oder 
Liquidationsverfahren noch eine 
rechtskräftige Verurteilung vorliegt 
(Art. 59). 

Wie Kommission. 
 
 
 
 
 
– 
 

Um KMU den Zugang zu Vergabever-
fahren zu erleichtern, darf ein vom Auf-
traggeber vorgegebener Mindestjah-
resumsatz das Zweifache des Auf-
tragswerts nicht überschreiten (Art. 56). 
 
Wie Kommission. 

Wie EP-Ausschussbericht. 
 
 
 
 
 
– 
 

Verwendung elektroni-
scher Kommunikations-
mittel 

Spätestens zwei Jahre nach Umset-
zung der Richtlinie muss der Auftrag-
geber das Auftragsvergabeverfahren 
elektronisch durchführen (Art. 19). 

Spätestens nach einer Übergangszeit 
von 30 Monaten muss der Auftragge-
ber das Auftragsvergabeverfahren 
elektronisch durchführen (Erwägungs-
grund 25, Art. 19). 

Wie Kommission. 
 

Wie Rat. 

Preiserklärungspflicht bei 
niedrigen Angeboten 

Anbieter mit ungewöhnlich niedrigen 
Angeboten müssen ihren Preis erklä-
ren, wenn 
- sie mehr als 50% unter dem Durch-

schnitt der übrigen Angebote und 

Anbieter mit ungewöhnlich niedrigen 
Angeboten müssen ihren Preis erklä-
ren, wenn  
- die Angebote im Verhältnis zu den 

Bauleistungen, Waren oder  

Anbieter mit ungewöhnlich niedrigen 
Angeboten müssen ihren Preis erklä-
ren, wenn  
- die Angebote im Verhältnis zu den 

Bauleistungen, Waren oder  

Wie EP-Ausschussbericht. 
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mehr als 20% unter dem zweitnied-
rigsten Angebot liegen und  

- mindestens fünf Angebote einge-
reicht wurden (Art. 69). 

Dienstleistungen ungewöhnlich 
niedrig erscheinen und  

- der Auftraggeber oder der Mitglied-
staat eine Erklärung vorschreibt 
(Art. 69). 

Dienstleistungen ungewöhnlich 
niedrig erscheinen (Art. 69). 

Nationale Aufsichtsstelle Jeder Mitgliedstaat muss eine einzige 
unabhängige Aufsichtsstelle einführen, 
die die Auftragsvergabe beaufsichtigt. 
Die nationale Aufsichtsstelle 
- überwacht die Anwendung der Ver-

gabevorschriften, 
- berät den Auftraggeber rechtlich und 

nimmt zur Auslegung der Vergabe-
vorschriften Stellung und 

- prüft Beschwerden zur Anwendung 
der Vergabevorschriften (Art. 84). 

– 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

– 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

– 
 

Durchsetzung Jeder Mitgliedstaat muss durch effekti-
ve und transparente Mechanismen die 
korrekte Anwendung der Vergabe-
vorschriften sicherstellen (Art. 83). 

Jeder Mitgliedstaat muss sicherstellen, 
dass eine oder mehrere Stellen die 
Anwendung der Vergabevorschrif-
ten beobachten und die zuständigen 
nationalen Stellen wie Gerichte oder 
Parlamente auf Verletzungen hinwei-
sen (Art. 83). 

Wie Rat. Wie Rat. 

Nächste Schritte im EU-Gesetzgebungsverfahren: Für dieses Politikvorhaben gilt das ordentliche Gesetzgebungsverfahren, so dass EP und Rat zustimmen müssen. Die politische Einigung 
wurde in Trilog-Verhandlungen zwischen Europäischer Kommission, Europäischem Parlament und Rat getroffen, sodass mit einer baldigen Annahme in EP und Rat zu rechnen ist. Das EP ent-
scheidet voraussichtlich am 09. Dezember 2013. 
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